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Legale Produkte/Dienstleistungen und 
WerbebeschrŠnkungen  

 
†ber 100 Medizinprofessorinnen und Ðprofessoren aus den Fachgebieten 
Pneumologie, Kardiologie, Angiologie, Onkologie, PŠd iatrie und Arbeits- 
und Umwelt medizin haben sich in einem einzigartigen Aufruf an die Pol i-
tik gewandt und gefordert, die bestehenden TabakwerbebeschrŠnkungen 
zu erweitern und ein vollstŠndiges Tabakau§enwerbeverbot einzufŸhren. 
Diese Ð einzig an der Gesundheit der Bevšlkerung ausgerichtete  - Forde-
rung wird nicht nur von Medizinern,  Wissenschaftlern und Fachgesel l-
schaften, sondern auch von der ŸberwŠltigenden Mehrheit der Bevšlk e-
rung unterstŸtzt . Die Vertreter der Tabakindustrie  bek Šmpfen  hingegen 
aus Profitinteresse e in solches Tabakaußenwerbeverbot. Sie behaupten, 
ãHersteller legaler Produkte mŸssen mit ihren Kunden kommunizieren 
kšnnenÒ, da anderenfalls ãGrundregeln der sozialen Marktwirtschaft ve r-
letzt wŸrdenÒ.  Dieses vereinfache nde  Argument entspricht jedoch we der 
der RealitŠt noch der geltenden Rechtslage. SelbstverstŠndlich gab und 
gibt es sehr weitgehende WerbebeschrŠnkungen und Werbeverbote leg a-
ler Produkte und Dienstleistungen, ohne dass damit das Leitbild eines 
mŸndi gen BŸrgers und  der freie Wettbewerb in der sozialen Marktwirt-
schaft in Fra ge gestellt wŸrden.   
 
1. Arzneimittel und Šrztliche Dienstleistungen  
 
Gerade im Gesundheitsbereich gibt es zum Schutz der Bevšlkerung wei t-
reichende WerbebeschrŠnkungen und Werbeverbote : 
 

„Werbung spielt im Wirtschaftsleben eine große Rolle. Gegen-
Ÿber anderen Wirtschaftszweigen besteht im Heilwesen jedoch 
ein besonderes šffentliches Interesse daran, den Kunden zum 
Zwecke der Volksgesundheit zu schützen. Die Werbung im 
Heilwerbewesen unterli egt somit Sonderbestimmungen und 
folgt dem Grundsatz, dass die Werbung fŸr Arzneimittel nach 
Art, Form oder Inhalt nicht geeignet sein darf, den Entschluss 
zum Kauf, zur Verschreibung oder zur Anwendung des Ar z-
neimittels unsachlich zu beeinflussen.Ò 1 
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Beispielsweise darf g em. ¤ 10 Abs. 1 Heilmittelwerbegesetz  (HWG) fŸr 
verschreibungspflichtige Arzneimittel  nur bei €rzten, ZahnŠrzten, Tie r-
Šrzten, Apothekern und Personen, die mit diesen Arzneimitteln erlau b-
terweise Handel treiben, geworben werden . Nach ¤ 10 A bs. 2 HWG darf 
fŸr Arzneimittel, (...) die dazu bestimmt sind, bei Menschen die Schlafl o-
sigkeit oder psychische Störungen zu beseitigen oder die Stimmungslage 
zu beeinflussen, außerhalb der Fachkreise nicht geworben werden. Dies 
gilt auch für Arzneimittel, die zur Notfallkontrazeption zugelassen sind.  
 
Obwohl es sich  bei den vorbezeichneten  Arzneimittel n  um legale 
Produkte handelt, die darŸber hinaus Ð im Gegensatz zu Tabakpr o-
dukten Ð Mittel mit Eigenschaften zur Heilung oder Linderung oder 
zur VerhŸtung vo n Krankheiten oder krankhafter Beschwerden sind 
und sich ein potenzieller Schaden aufgrund von Risiken und Neben-
wirkungen nur mšglicherweise realisiert, existiert hier ein weitre i-
chendes Werbeverbot. Im Kontext der Tabakwerbung wŠre dieses 
Verbot vergleich bar mit einer Regelung, wonach Tabakwerbung au s-
schlie§lich gegenŸber Fachkreisen und HŠndlern im Tabakbereich er-
folgen dŸrfte. Im Gesetzentwurf zur €nderung des Tabakerzeugni s-
gesetzes ist ein  solches Werbeverbot allerdings  gar nicht vorgesehen. 
Der Gesetze ntwurf sieht lediglich eine Erweiterung von Werbeb e-
schrŠnkungen auch auf den Au§enbereich  vor , um vor allem fŸr We r-
bung anfŠllige Kinder und Jugendliche vor dem Einstieg in den T a-
bakkonsum zu schŸtzen . 
 
 
Auch €rztinnen und €rzte  sind berufsrechtlich vielfŠltigen Werbeb e-
schrŠnkungen unterworfen, obwohl ihre TŠtigkeit ausschlie§lich am Wohl 
ihrer Patientinnen und Patienten ausg erichtet ist (vgl. ¤ 2 Abs. 2 S. 2 
(Muster -)Berufsordnung fŸr die in Deutschland tŠtigen €rztinnen und €r z-
te).  
 
Gem. ¤ 2 7 Abs. 3  (Muster -)Berufsordnung ist €rztinnen und €rzten b e-
rufswidrige Werbung untersagt. Berufswidrig ist insbesondere (also nicht 
ausschließlich) eine „anpreisende, irreführende oder vergleichende Wer-
bung. Ärztinnen und Ärzte dürfen eine solche Werbung durch andere we-
der veranlassen noch dulden. Eine Werbung fŸr eigene oder fremde g e-
werbliche TŠtigkeiten oder Produkte im Zusammenhang mit der 
Šrztlichen TŠtigkeit ist unzulŠssig. Werbeverbote aufgrund anderer g e-
setzlicher Bestimmungen bleiben unberŸhrtÒ.  Anpreisen d Ð und somit 
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das Verbreiten von FlugblŠttern, Postwurfsendungen, Mailingaktionen, 
Plakatierung z.B. in SupermŠrkten, Trikotwerbung, Bandenwerbung und 
die Werbung auf Fahrzeugen. 2 
 
Das Bundesverfassungsgericht stellte in seiner Entscheidung vom 
23.07.2001 (Az.: BvR 873/00) zur  ZulŠssigkeit eines Werbeverbotes fŸr 
€rzte fest : 
 

ãDas Werbeverbot fŸr €rzte soll dem Schutz der Bevšlkerung 
dienen. Es soll das Vertrauen der Patienten darauf erh alten, 
dass der Arzt nicht aus Gewinnstreben bestimmte Unters u-
chungen vornimmt, Behandlungen vorsieht oder Medikame n-
te verordnet. Die Šrztliche BerufsausŸbung soll sich nicht an 
škonomischen Erfolgskriterien, sondern an medizinischen 
Notwendigkeiten orient ieren.Ò  

 
Aufgrund der feststehenden GesundheitsschŠdlichkeit von Tabake r-
zeugnissen erscheint es somit nur folgerichtig, wenn die Werbungb e-
schrŠnkungen mindestens so weit gehen wie die soeben aufgezei g-
ten WerbebeschrŠnkungen fŸr Arzneimittel und €rztinnen/ €rzte, 
zumal das Werbeverbot auch hier d em Gesundheitsschutz  der Bevš l-
kerung dient . 
 
 
2. JugendgefŠhrdende TrŠgermedien  
 
Einem Werbeverbot unterliegen gem. ¤ 15 Jugendschutzgesetz auch j u-
gendgefŠhrdende TrŠgermedien. TrŠgermedien, deren Aufnahme in die 
Liste jugendgefŠhrdender Medien nach ¤ 24 Abs. 3 S. 1 bekannt gemacht 
ist, dŸrfen beispielsweise nicht  

¥ an einem Ort, der Kindern oder Jugendlichen zugŠnglich ist oder 
von ihnen eingesehen werden kann, ausgestellt, anges chlagen, 
vorgefŸhrt oder sonst zugŠnglich gemacht werden (¤ 15 Abs. 1 Nr. 
2 Jugendschutzgesetz) , 

¥ šffentlich an einem Ort, der Kindern oder Jugendlichen zugŠnglich 
ist oder von ihnen eingesehen werde kann, oder durch Verbreiten 
von TrŠger - oder Telemedien a u§erhalb des GeschŠftsverkehrs mit 
dem einschlŠgigen Handel angeboten, angekŸndigt oder angepri e-
sen werden (¤ 15 Abs. 1 Nr. 6 Jugendschutzgesetz).  
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dem Werbeverbot, ohne dass es der Erfordernis der Listenaufnahme b e-
darf. Verbotene Werbeformen sind beispielsweise: ãjede schriftliche oder 
gedruckte Reklame fŸr als jugendgefŠhrdend bekanntgemachte TrŠge r-
medien durch herkšmmliche Werbemethoden wie Zeitungsinserate (...), 
Schilder, Hinweiszettel, Plakate, Zeitungsnotizen, Drucksachen, Listen, 
Prospekte, Postwurfsend ungen und jede andere dem gleichzuachtende 
†bermittlung von Werbematerial fŸr ein solches TrŠgermedium, wozu 
auch die unverlangte Zusendung einer Ansichtssendung zu rechnen istÒ. 3 
Daneb en ist ã auch die Reklame durch den Werberundfunk und das Werb e-
fernsehen als unerlaubt anzusehen, genauso wie entsprechende Werbung 
im InternetÒ. 4 In Bezug auf indizierte TrŠgermedien ist auch die ãneutrale 
WerbungÒ untersagt, welche ãweder selbst jugendgef Šhrdend ist noch auf 
den jugendgefŠhrdenden Charakter der dargebotenen Erzeugnisse hi n-
weistÒ.5 
 
Bei jugendgefŠhrdenden TrŠgerme dien existiert somit ebenfalls Ð 
obwohl es sich wie bei Tabakprodukten um legale Produkte handelt, 
die nur fŸr Erwachsene bestimm t sind  Ð ein weitreichendes Werb e-
verbot . Die gesetzgeberische Wertung lŠsst sich somit auch auf die 
gesundheitsschŠdlichen Tabakprodukte Ÿbertragen.  
 
 
3 . Rechtsberatung 
 
Auch RechtsanwŠlte/innen unterliegen trotz ihrer am Gemeinwohl orie n-
tierten TŠtigkeit  einer Vielzahl von Werbeb eschrŠnkungen. Gem. ¤ 43b 
BRAO ist dem Rechtsanwalt Werbung nur erlaubt, soweit sie über die be-
rufliche TŠtigkeit in Form und Inhalt sachlich unterrichtet und nicht auf 
die Erteilung eines Auftrags im Einzelfall gerichtet istÒ.  
 
 
4. Prostitution 
 
Bei der Prostitution handelt es sich im Grundsatz Ð wie bei dem T a-
bakkonsum Ð um eine Tätigkeit, die gesellschaftlich wenig anerkannt 
und erwünscht ist. Sie ist  gem. ¤ 1 Prostitutionsgesetz als legal ane r-
kannt. Allerdings sind auch hier die Werbemöglichkeiten weitgehend ein-
geschrŠnkt: Gem. ¤ 120 Abs. 1 Nr . 2 OWiG handelt ordnungswidrig, wer 
durch Verbreiten von Schriften, Ton - oder BildtrŠgern, Datenspeichern, 
Abbildungen oder Darstellungen Gelegenheit zu entgeltlichen sexuellen 
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halts bekan nt gibt; dem Verbreiten steht das šffentliche Ausstellen, A n-
schlagen, VorfŸhren oder das sonstige šffentliche ZugŠnglichmachen 
gleich.Ò 
 
 
5. Fazit:  
 
Vor mehr als 10 Jahren , 2005, hatte d ie Bundesrepublik vor dem EuGH 
gegen die EU -Richtlinie zur Umsetzung verschiedene r Verbote der Ta-
bakwerbung (Presse, Rundfunk, Internet) geklagt und ist damit bekann t-
lich gescheitert. Auch seinerzeit  warnte der Zentralverband der deutschen 
Werbewirtschaft mit  den gleichen Argumenten  wie heute  vor der EinfŸ h-
rung eines Werbeverbotes: Ein solches ãVerbot werde nicht zu einem 
RŸckgang des Zigarettenkonsums Ò fŸhren. ãZeitungen und Zeitschriften 
verlšren ihre Einnahmen Ò. FŸr ãlegale Produkte mŸsse geworben werden 
kšnnen Ò6. 
 
Die Argumente sind damals wie heute unzutreffend : Es ist wissenschaftl i-
cher Konsens, dass ein (umfassendes) Tabakwerbeverbot zu einem Si n-
ken des Tabakkonsums fŸhrt.  Die Existenz der Wirtschaftszweige, die 
auf die Einnahmen der Tabakwerbung verm eintlich angewiesen sind ( da-
mals : Zeitungen und Zeitschriften ; heute: die Kommunen ), war und ist 
nicht bedroht. Auch legale Produkte dŸrfen Ð beispielsweise zum Schutz 
der Gesundheit und/oder zum Schutz von Kindern und Jugendlichen Ð in 
ihren Werbemšglichk eiten auch sehr weitreichend bis hin zu einem We r-
beverbot eingeschrŠnkt werden, ohne dass dies verfassungsrechtlich zu 
beanstanden wŠre.  
 
 
 
 
Gez. Christina Bethke -Meltendorf, LL.M./10 .10.2016  
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